Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 40. 


(Nr. 264.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 26. September 1845., betreffend die Aufhebung 
der Verpflichtung des oͤffentlichen Miniſteriums in der Rheinprovinz zur 
Vertretung des Staats in Zivilprozeſſen uͤber Vermoͤgensangelegenheiten 
und die Verurtheilung zum Wertherſatz bei Entwendungen an gefaͤlltem 
Holze aus Staatswaldungen. a 


Zu Beſeitigung der im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln aus 
der Vertretung des Staats durch das Öffentliche Miniſterium in Prozeſſen über 
Vermoͤgens angelegenheiten entſtehenden Mißverhaͤltniſſe und zur Vereinfachung 
des Verfahrens in Unterſuchungen wegen Entwendung gefaͤllten Holzes aus 
Staatswaldungen, beſtimme Ich auf Ihren Bericht vom 2. d. M. fuͤr den 
genannten Bezirk unter Aufhebung des Beſchluſſes vom 28. Juli 1796: 1) daß 
der Staat in ſiskaliſchen Prozeſſen über Vermoͤgensangele enheiten bei den 
Zivilgerichten kuͤnftig nicht durch die Beamten des öffentlichen Miniſteriums 
vertreten werden ſoll; 2) daß dieſe Beamten dagegen verpflichtet ſein ſollen, 
bei der Verhandlung in Unterſuchungen wegen Gntwendung gefällten Holzes 
aus Staatswaldungen vor den Zuchtpolizeigerichten, wenn ſie auf Beſtrafung 
wegen dieſes Vergehens antragen, zugleich die Verurtheilung der Beſchuldigten 
zum Erſatz des Werths des entwendeten Holzes in Antrag zu bringen, uͤber 
welchen Antrag die Gerichte alsdann zu erkennen haben. — Dieſe Beſtim— 
mungen find durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Sansſouci, den 26. September 1845. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Eichhorn, Graf zu Stolberg, Flottwell, Ühden 
und das Miniſterium des Innern. 
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Ausgegeben zu Berlin den 15, Dezember 1845. 
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(Jr. 2655.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 7. November 1845., betreffend die naͤhere 
Beſtimmung der $$. 11. bis 14. des Statuts der Allenſteiner Kreiskorpo— 
ration vom 15. Mai 1843. 


Au Grund der Beſchluͤſſe der Allenſteiner Kreiskorporation, als Unterneh— 
merin von Meliorationsanlagen, vom 17. Juli d. J. und vom 28. v. M., 
will Ich die Art der Vollziehung der, nach dem Statute dieſer Korporation 
vom 15. Mai 1843. $$. 11. bis 14. zu verausgabenden Kreis - Obligationen 
und Zinskupons dahin naͤher beſtimmen, daß die Obligationen durch die eigen— 
haͤndige Unterſchrift eines der Mitglieder des Komité's der genannten Korpo— 
ration und durch Stempelung mit dem Namenszuge der uͤbrigen Mitglieder 
deſſelben und des Königlichen Kommiſſarius, die Kupons dagegen durch die 
eigenhaͤndige Unterſchrift eines der Mitglieder jenes Komité's und durch Stem⸗ 
pelung mit dem Namenszuge des Koͤniglichen Kommiſſarius zu vollziehen find. — 
F ſind durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Sansſouci, den 7. November 1845. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter v. Bodelſchwingh, Gr. zu Stolberg und Flottwell. 


(Nr, 2656.) 
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(Nr. 2656.) Uebereinkunft zwiſchen den Regierungen von Preußen und Wuͤrttemberg wegen 
uebernahme von Ausgewieſenen. Vom 5. Dezember 1845. 


Zpſen der Königlich Preußiſchen Regierung einer Seits und der Königlich 
Wurttembergſchen Regierung anderer Seits iſt nachſtehende Uebereinkunft wegen 
gegenſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen verabredet und abgeſchloſſen 


worden. 


§. 1. 


Es ſoll in Zukunft Niemand in das Gebiet des andern der beiden hohen 
kontrahirenden Theile ausgewieſen werden, wenn derſelbe nicht entweder von 
demjenigen Staate, welchem er zugewieſen wird, nach den Beſtimmungen gegen— 
waͤrtigen Vertrags, zu uͤbernehmen iſt, oder doch durch das Gebiet deſſelben 
als ein Angehöriger eines in gerader Richtung ruͤckwaͤrts liegenden Staats, 


nothwendig ſeinen Weg nehmen muß. 


§. 2 


4 Als Perſonen, deren Uebernahme gegenſeitig nicht verſagt werden darf, 
ſind anzuſehen: s 
a) diejenigen, welche die Unterthanseigenſchaft (Sia eigene in dem 
Staate, welchem ſie zugewieſen werden, erworben haben und ſeitdem 
entweder aus dieſem Unterthansverhaͤltniß uͤberhaupt nicht wieder aus⸗ 
geſchieden, oder zwar der fruͤheren Unterthanſchaft verluſtig geworden, 
aber nicht in ſolche Verhaͤltniſſe zu dem andern Staate eingetreten ſind, 
welche in Gemaͤßheit dieſer Uebereinkunft die Uebernahmeverbindlichkeit 
des andern Staates begruͤnden; die Erwerbung, Fortdauer und Auf⸗ 
loͤſung der Unterthanseigenſchaft iſt nach der inneren Geſetzgebung des 
betreffenden Staates zu beurtheilen; 


b) diejenigen, welche von heimathloſen Eltern zufällig innerhalb des Staats⸗ 
gebietes, in welches ſie gewieſen werden, geboren ſind, ſo lange ſie nicht 
in dem andern Staate die Unterthanseigenſchaft erworben, oder ſich da— 
ſelbſt mit Anlegung einer Wirthſchaft unter Beobachtung der vorgeſchrie— 
benen nothwendigen Erforderniſſe verheirathet oder darin 10 Jahre lang 
ſich aufgehalten haben, unter dem Begriffe von „Eltern“ iſt uͤbrigens 
bei ehelichen Kindern der Vater, bei unehelichen die Mutter zu ver— 
ſtehen; 

diejenigen, welche zwar weder in dem Staatsgebiete geboren, noch zu 
Unterthanen daſelbſt aufgenommen worden ſind, hingegen ohne Aufrecht— 
haltung ihrer vorherigen ſtaatsbuͤr erlichen (Unterthans⸗) Verhaͤltniſſe 
oder überhaupt als heimathlos, dadurch in naͤhere Beruͤhrung mit dem 
Staate, in welchen ſie gewieſen werden, * ſind, daß ſie ſich daſelbſt 


(Nr. 2656.) ent⸗ 


€ 
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entweder mit Anlegung einer Wirthſchaft unter Beobachtung der vor⸗ 
geſchriebenen nothwendigen Erforderniſſe verheirathet oder darin 10 Jahre 
aufgehalten haben. 


. 3. 


| Soll eine Perſon ausgewiefen werden, welche in dem einen Staate zu— 
fällig geboren iſt, in dem andern aber die Unterthans-Eigenſchaft erworben, 
oder mit Anlegung einer Wirthſchaft unter Beobachtung der vorgeſchriebenen 
nothwendigen Erforderniſſe ſich verheirathet oder zehn Jahre ſich aufgehalten 
hat, ſo iſt der letztere Staat dieſelbe aufzunehmen verbunden. Trifft die er— 
worbene (H. 2. Litt. a.) und nicht wieder erlofchene ($. 7.) Unterthans-Eigenſchaft 
in dem einen Staate mit der Verheirathung in der bezeichneten Weiſe oder dem 
zehnjaͤhrigen Aufenthalt in dem andern Staate zuſammen, ſo iſt das erſtere 
Verhaͤltniß entſcheidend. 


Iſt ein Heimathloſer in dem einen Staate unter den vorgenannten Vor— 
ausſetzungen in die Ehe getreten, in dem andern aber nach. feiner Verhei⸗ 
rathung waͤhrend des beſtimmten Zeitraums von zehn Jahren geduldet worden, 
ſo muß er in dem letzteren beibehalten werden. 


F. 4. 


Sind bei einer Perſon keine der in den vorſtehenden Paragraphen ent- 
haltenen Beſtimmungen anwendbar, ſo muß derjenige Staat, in welchem ſie 
ſich befindet, ſie vorlaͤufig beibehalten. 


H. 5. 


Verheirathete Perſonen weiblichen Geſchlechts ſind von dem Staate zu 
uͤbernehmen, welcher den Ehemann vermoͤge eines der angeführten Verhäͤlt— 
niſſe zu uͤbernehmen hat. Wittwen ſind nach eben denſelben Grundſaͤtzen zu 
behandeln, es wäre denn, daß während ihres Wittwenſtandes eine Veraͤnde— 
rung eingetreten ſei, durch welche ſie nach den Grundſaͤtzen der gegenwaͤrtigen 
Uebereinkunft einem andern Staate zugewieſen werden duͤrfen. 


$. 6. 


Befinden ſich unter einer auszuweiſenden Familie unfelbfifiändige, d. h. 
aus der elterlichen Gewalt noch nicht entlaſſene Kinder, ſo koͤnnen ſolche, ohne 
Ruͤckſicht auf ihren zufaͤlligen Geburtsort, in denjenigen Staat verwieſen wer— 
den, welcher bei ehelichen Kindern den Vater, bei unehelichen die Mutter zu 
uͤbernehmen hat. 


Wenn aber die Mutter unehelicher, unſelbſtſtaͤndiger Kinder nicht mehr 
am Leben iſt, und letzere bei ihrem Vater befindlich find, fo werden fie von 
dem Staate mit uͤbernommen, welcher den Vater aufzunehmen hat. 

Vor⸗ 
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Vorſtehende Beſtimmung bezieht ſich allein auf den Fall, wenn unſelbſt— 
ſtändige Kinder zugleich mit ihren Eltern uͤbernommen werden ſollen, und nicht 
auf den Fall, wenn Kinder allein ohne ihre Eltern, ſei es, daß dieſe nicht mehr 
am Leben ſind, oder aus ſonſtigen Gruͤnden, aus dem einen Staate ausgewie— 
ſen werden ſollen. Vielmehr gilt bei Kindern, welche allein, ohne Eltern, von 
dem einen in den anderen Staat verwieſen werden wollen, wie bei allen uͤbri— 
gen Perſonen mit Vorbehalt der Ausnahmen des $. 5. und 6., die allgemeine 
Regel, daß dieſelben nach ihren eigenen Verhaͤltniſſen, wie ſolche zur Zeit des 
von der einen Regierung an die andere geſtellten Anſinnens auf Uebernahme 
Statt finden, zu beurtheilen ſind. 


$. 7. 

Hat ein Unterthan durch irgend eine Handlung ſich ſeiner nach Maaß⸗ 
gabe des $. 2. a. erworbenen nterthans-Eigenſchaft verluſtig gemacht, ohne 
daß der andere Staat denſelben nach den Beſtimmungen der HH. 2. 3. 5. und 6. 
zu übernehmen verbunden iſt, ſo kann der Staat, deſſen Unterthan er fruͤher 
war, der Beibehaltung oder Wiederannahme deſſelben ſich nicht entziehen. 


§. 8. 

Handlungsdiener, Handwerksgeſellen und Dienſtboten, ſowie Schaͤfer und 
Dorfhirten, welche, ohne eine eigene Wirthſchaft zu haben, in Dienſten ſtehen, 
imgleichen Zöglinge und Studirende, welche der Erziehung oder des Unterrichts 
wegen irgendwo verweilen, koͤnnen wegen dieſes Aufenthalts, wenn derſelbe 
auch laͤnger als zehn Jahre dauern ſollte, nicht von dem einem Staate dem 
anderen zugewieſen werden. 

Zeitpaͤchter find den hier oben benannten Individuen nur dann gleich zu 
achten, wenn ſie nicht mit ihrem Hausſtande ſich an den Ort der Pachtung 
begeben haben. 


deine 


Die neben der Verheirathung geforderte Wirthſchafts-Anlegung wird 
als vorhanden angenommen, wenn auch nur Einer der Eheleute ſich auf eine 
andere Art, als im herrſchaftlichen Geſindedienſte Beföftigung verſchafft, zugleich 
aber der Aufenthalt des Ehemannes in dem Staatsgebiete ſchon durch deſſen 
ſonſtige Lebens- und Berufsverhaͤltniſſe bedingt geweſen, nicht aber blos durch 
die Abſicht, ſich dort trauen zu laſſen, herbeigeführt worden iſt. 


H. 10. 


N Denjenigen, welche aus dem einen Staate ausgewieſen werden, ohne daß 
nach den in der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft feſtgeſtellten Grundſaͤtzen der an— 
dere Staat zu deren Uebernahme verpflichtet wäre, iſt letzterer den Eintritt in 


(Fr. 2636.) ſein 
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ſein Gebiet zu geſtatten nicht ſchuldig, es wuͤrde denn urkundlich zur volligen 
Ueberzeugung 3 werden konnen, daß das zu uͤbernehmende Individuum 
einem in gerader Richtung ruͤckwaͤrts liegenden Staate angehöre, welchem daſ— 
ſelbe nicht wohl auf anderem Wege zugefuͤhrt werden kann. 


F. 11. 


Saͤmmtlichen betreffenden Behoͤrden wird zur ſtrengen Pflicht gemacht, 
die Ausweiſung von Perſonen in das Gebiet des andern der hohen kontrahi— 
renden Theile nicht blos auf die eigene unzuverlaͤſſige Angabe derſelben zu 
veranlaſſen, ſondern wenn das Verhaͤltniß, wodurch der andere Staat zur 
Uebernahme einer Perſon konventionsmaͤßig verpflichtet wird, nicht aus einem 
unverdaͤchtigen Paſſe oder aus anderen voͤllig glaubhaften Urkunden hervorgeht, 
oder, wenn die Angabe des betreffenden Individuums nicht durch beſondere 
Gruͤnde und die Verhaͤltniſſe des vorliegenden Falls unzweifelhaft gemacht 
wird, zuvor die Wahrheit ſorgfaͤltig zu ermitteln und nöthigenfalls bei der 
vermeintlich zur Uebernahme verpflichteten Behoͤrde Erkundigung einzuziehen. 


§. 12. 


Sollte der Fall eintreten, daß eine von dem einen der hohen kontrahi— 
renden Theile dem andern Theile zum weiteren Transporte in einen ruͤckwaͤrts 
liegenden Staat zu Folge der Beſtimmung des F. 10. zugefuͤhrte Perſon von 
dem letzteren nicht angenommen wuͤrde, ſo kann dieſelbe wieder in denjenigen 
Staat, welcher fie ausgewieſen hatte, zur vorläufigen Beibehaltung zuruͤck— 
gebracht werden. 


$. 13. 


Die Ueberweiſung von Individuen aus dem einen Staat in den andern 
geſchieht in der Regel vermittelſt Transports und Abgabe derſelben an die 
Polizeibehörde desjenigen Orts, an welchem der Transport als von Seiten des 
ausweiſenden Staates beendigt anzuſehen iſt. 


Mit den Perſonen werden zugleich die Beweisſtuͤcke, worauf der Trang- 
port konventionsmaͤßig gegruͤndet wird, uͤbergeben. 


In Faͤllen jedoch, wo keine Gefahr zu beſorgen iſt, konnen einzelne Per⸗ 
ſonen auch mittelſt eines Laufpaſſes, in welchem ihnen die zu befolgende Route 
genau vorgeſchrieben iſt, in den Staat, welcher ſie zu uͤbernehmen hat, ge⸗ 
wieſen werden. 


Es ſollen auch nie mehr als drei Perſonen zugleich auf den Transport 
gegeben werden, es waͤre denn, daß ſie zu einer und derſelben Familie gehören 
und in dieſer Hinſicht nicht wohl getrennt werden können. Groͤßere ſogenannte 
Vagantenſchube ſollen kuͤnftig nicht Statt finden. 


H. 14. 


Da die Ausweiſung nicht auf Requiſition des zur Annahme verpflich— 
teten Staats geſchieht, und dadurch zunaͤchſt nur der eigene Vortheil des aus— 
weiſenden Staats bezweckt wird, ſo koͤnnen fuͤr den Transport und die Ver⸗ 
pflegung der Ausgewieſenen keine Anforderungen an den uͤbernehmenden Staat 
gemacht werden. 

Wenn ein Auszuweiſender, welcher einem ruͤckwaͤrts liegenden Staate 
zugefuͤhrt werden ſoll, von dieſem nicht angenommen und deshalb nach H. 12. 
in denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zuruͤckgebracht wird, ſo 
muß letzterer auch die Koſten des Transports und der Verpflegung erſtatten, 
welche bei der Zuruͤckfuͤhrung aufgelaufen ſind. 


H. 15. 


Koͤnnen die reſpektiven Behoͤrden uͤber die Verpflichtung des Staats, 
dem die Uebernahme angeſonnen wird, der in der Konvention aufgeſtellten 
Kennzeichen der Verpflichtung ungeachtet, bei der daruͤber Statt findenden Kor— 
reſpondenz ſich nicht vereinigen, und iſt die diesfaͤllige Differenz derſelben auch 
im diplomatiſchen Wege nicht zu beſeitigen geweſen, ſo wollen beide kontra⸗ 
hirenden Theile den Streitfall zur kompromiſſariſchen Entſcheidung eines ſolchen 
dritten deutſchen Bundesſtaats ſtellen, welcher ſich mit beiden kontrahirenden 
Theilen wegen gegenſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen in demſelben Ver— 
tragsverhaͤltniſſe befindet. 

Die Wahl der zur Uebernahme des Kompromiſſes zu erſuchenden Bun⸗ 
desregierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile uͤberlaſſen, der zur 
Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden ſoll. 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen jedesmal 
nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der anderen Regierung eine Abſchrift 
nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kuͤrzeſter Zeit einzuſenden. 

Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen deren Inhalt von 
keinem Theile eine weitere Einwendung zulaffig it, hat derjenige Staat, in 
deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Entſtehen der Differenz ſich 
befunden, die Verpflichtung, daſſelbe in ſeinem Gebiete zu behalten. 


H. 16. 


Vorſtehende zweimal gleichlautend ausgefertigte Uebereinkunft ſoll in den 
Staaten der beiden kontrahirenden Theile zur genaueſten Befolgung oͤffentlich 


bekannt gemacht werden. 
Berlin, den 5. Dezember 1845. 


Königlich Preußiſches Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Canitz. 


(Ar. 2686) Vor⸗ 
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Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende 
Erklaͤrung des Koͤniglich Wuͤrttembergſchen Miniſteriums der auswärtigen An— 
gelegenheiten vom 30. September d. J. ausgewechſelt worden, hiedurch zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 5. Dezember 1845. 


Der Staats- und Kabinetsminiſter fuͤr die auswaͤrtigen 
Angelegenheiten. 


Frh. v. Canitz. 


